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Das Innenministerium hat einen Entwurf für
ein Gesetz zur „dritten Option“ vorgelegt. Es
gilt als Fortschritt, dass der Gesetzgeber fest-
hält, dass es mehr als zwei Geschlechter gibt.
Warum ist der Entwurf unter Experten um-
stritten?
Mit ihm wird eine historische Chance vertan: die
Menschen selbst einschätzen zu lassen, welches
Geschlecht sie haben, ob „Mann“, „Frau“ oder
„divers“, wie die dritte Kategorie jetzt heißt. In an-
deren Ländern, etwa in Argentinien, Malta, Ir-
land, Dänemark oder Chile können die Menschen
ihren Eintrag mit einem einfachen Verwaltungs-
akt ändern. Laut dem Entwurf der Bundesregie-
rung dagegen müssen sich alle, die sich nicht mit
dem ihnen zugeschriebenen Geschlecht identifizie-
ren, medizinisch-psychiatrischen Untersuchungen
unterziehen, die eine extreme Belastung sind.

Sie sind Experte für die Untersuchungen bei
transidentitären Kindern und Jugendlichen
und führen solche Gutachten seit vierzig Jah-
ren durch. Genau diese Praxis kritisieren Sie
nun?
Früher galt es als krank, sich nicht mit einem von
zwei Geschlechtern, das einem vermeintlich qua
Geburt gegeben ist, zu identifizieren. Das ist zum
Glück überholt. Meine eigene Erfahrung hat mir
gezeigt, dass es die Menschen vielmehr krank
macht, ihnen keine freie Wahl zu lassen. Und
trotzdem müssen sich alle, die ihr eingetragenes
Geschlecht ändern wollen, immer noch Untersu-
chungen unterziehen, um zu beweisen, dass sie
sind, was sie sind. Das ist Unsinn. Unsere Erfah-
rungen als Gutachter zeigen: In 99 Prozent wird
den Menschen nur bestätigt, was sie ohnehin
schon wussten. Die Menschen kennen sich und
ihre Körper am besten. Die Gutachten sind nicht
nur quälend für die Betroffenen, sie sind aus medi-
zinischer Perspektive schlicht überflüssig.

Das Bundesverfassungsgericht forderte, die
Diskriminierung nicht-binärer Menschen ge-
setzlich zu ahnden. Damit müssten auch Ope-
rationen an Babys verboten werden, die als in-
tersexuell gelten. Das steht aber nicht im Ent-
wurf.
Die Richter in Karlsruhe haben sogar suggeriert,
dass es am besten wäre, den gesetzlichen Ge-
schlechtseintrag ganz aufzuheben. Dann hätte
man all diese Schwierigkeiten nicht. Davon ist
aber auch keine Rede mehr.

Der Sexualwissenschaftler Volkmar Sigusch
sagt, es gäbe so viele Geschlechter wie es
Menschen gibt.
Es gibt nicht „die Männer“ und „die Frauen“, je-
der Mensch hat seine individuelle Geschlechtsaus-
prägung. Und die hängt von der Umgebung und
der Veranlagung ab. Als Mediziner bin ich sicher,
dass es eine biologische Basis für das Geschlechts-
empfinden gibt, die liegt aber nicht nur in den
Chromosomen. Es gibt viel subtilere biologische
Faktoren. Geschlecht ist ein breites Spektrum.

Gäbe es mehr Ausprägungen dieses Spek-
trums, wenn der Zwang zur Binarität nicht so
groß wäre?
Dann würden wohl mehr Variationen ausgelebt.
Die meisten Menschen ordnen sich der binären
Ordnung unter und leben im binären Korsett.
Doch es kommen immer mehr Kinder und Ju-
gendliche zu uns, die sich nicht mit dem zugewie-
senen Geschlecht identifizieren. Über das Inter-
net erfahren sie früher, dass sie nicht allein sind.
Die Hemmungen, sich zu artikulieren, nehmen
ab.

Interview Carolin Wiedemann
Bernd Meyenburg ist Kinder- und Jugendpsychiater. Von 1989 bis 2014
leitete er die Transidentitäts-Sprechstunde der Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie an der Universitätsklinik Frankfurt.

S
ahra Wagenknecht ist mitverantwort-
lich für das, was in Chemnitz gesche-
hen ist, weil sie die sogenannte Migran-
tenproblematik zum Bestandteil der lin-
ken Agenda gemacht hat (. . .) Wagen-
knechts Aussage, sie sei gegen das Kon-

zept offener Grenzen, (. . .) suggeriert, dass man
mit ihr auch über Grenzzäune, Hunde und Inter-
nierungslager reden kann.“ Das ist eine Menge
Holz, vor allem von jemand, der sich „in gewisser
Weise“ für das „verantwortlich“ erklärt, was Wa-
genknecht so alles unternimmt. Ich habe, wie ande-
re auch, Eribons „Rückkehr nach Reims“ – als So-
ziologe war er und ist er mir bis heute nicht aufge-
fallen – durchaus mit Bewegung gelesen. Hätte ich
das Buch zu rezensieren gehabt, hätte ich den Dau-
ertriumphalismus des Autors über seinen eigenen
Bildungsaufstieg etwas nervig gefunden; Bildungs-
aufsteiger gibt es in unserer Generation ja nicht ge-
rade selten.Wichtiger, mir wäre die geradezu onto-
logische Beschreibung der Arbeiterklasse, jeder Ar-
beiterklasse und nicht nur der Familie Eribon, als
„rassistisch“ merkwürdig und bemerkenswert er-
schienen.
In Eribons Interview findet sichWahres wie Fal-

sches, Verständliches wie wirres Zeug. Ich be-
schränke mich hier auf das, was Eribon Wagen-
knecht als „Migrantenproblematik“ zuzuschreiben
versucht – wo Aufstehen! versucht, die Blockade
linker Politik in Deutschland durch die sogenann-
te „Flüchtlingsfrage“ zu überwinden. Das ist alles
andere als einfach; das deutsche Einwanderungsre-
gime ist eine Katastrophe, ein einziges Durchei-
nander von Interessen, Rechten, Zuständigkeiten
und Identifikationsangeboten, beinah unreformier-
bar auch im Angesicht neuer Entwicklungen, für
die es nie gedacht war. Für Eribon freilich gibt es
da kein „Problem“ und bedarf es folglich auch kei-
ner Politik, um es zu „lösen“; no borders wäre alles,
was gebraucht würde.
Nun ist es freilich nicht so, dass es mit offenen

Grenzen keine Erfahrungen gäbe, etwa in Italien
bis vor ein paar Jahren, aus geographischen Grün-
den und infolge einer landestypischen Kombinati-
on aus menschenfreundlichem Laissez-faire und
administrativer Ineffizienz. So konnte man dann
also in Florenz an jeder belebteren Straßenecke
und auf jeder größeren Piazza Afrikaner sehen,
die dort Zehnerpakete Papiertaschentücher ver-
kauften. Manchmal, selten, sah man auch Kun-
den, die ihnen etwas abnahmen – aus Mitleid?
Oder weil in den Paketen vielleicht doch nicht
nur Papiertaschentücher waren? Wenn es regne-
te, waren dieselben Afrikaner immer noch da;
dann aber verkauften sie Regenschirme, für zwei
Euro fünfzig, die nur einen Regen lang hielten
und deshalb nach Benutzung in der Mülltonne
landeten.
Wo kamen die Taschentücher und die Regen-

schirme her? Ab und zu berichtete die Lokalpres-
se über zerfallende Häuser am Stadtrand, wo die
afrikanischen Verkäufer übernachteten und gegen
Ablieferung ihrer Einnahmen frischeWare erhiel-
ten – von wem? Man ging der Sache nicht weiter
nach. Später sickerte durch, wie Migranten auf
den Obst- und Gemüsefeldern Siziliens Sklavenar-
beit leisteten, unter unmenschlichen Bedingun-
gen, kontrolliert von der einheimischen italieni-
schen oder einer mit ihnen eingereisten afrikani-
schen Mafia oder beiden. Dass deutsche Interna-

tionalisten bei gelegentlichen Italienurlauben die
fremdenfreundliche Großzügigkeit des italieni-
schen Staates rühmten, hörte allmählich auf; heu-
te wundern sie sich, wie schnell die Gleichgültig-
keit der Taschentücher und Schirme verbrauchen-
den Bevölkerung in Unterstützung für die Lega
und deren brutal restriktive Einwanderungspoli-
tik umgeschlagen ist, auch ohne dass den Einwan-
derern staatliche Leistungen gewährt wurden und
werden. Lernen wollen sie daraus freilich nichts;
stattdessen bekunden sie wie Eribon freigebig ih-
ren moralischen Abscheu.
Wer staatlich-demokratische Politik und öffent-

liche Ordnung noch nicht völlig abgeschrieben
hat, könnte sich fragen, ob der italienische Staat
seinerzeit mit dem Offenhalten seiner Grenzen
schon sämtliche Verpflichtungen gegenüber den
Migranten erfüllt hat. Müssen Staaten die Men-
schen auf ihrem Territorium, Immigranten oder
nicht, vor Versklavung schützen? Müssen sie da-
für sorgen, dass junge Einwanderer nicht mit
Rauschgift angefixt werden, um dann als Rausch-
gifthändler ihr Rauschgiftgeld zu verdienen? Sind
sie dafür verantwortlich, dass die Kinder von Ein-
wanderern gute Schulen besuchen können und tat-
sächlich besuchen? Müssen sie den Import junger
afrikanischer Frauen, getarnt als Flüchtlinge, in
europäische Bordelle verhindern, oder kann ih-
nen deren Bestimmungsort gleichgültig sein,
nachdem sie ihrer Pflicht, alle einzulassen, nachge-
kommen sind? Sollen sie sich dafür zuständig füh-
len, dass auf ihrem Boden keine neue Unter-
schicht entsteht – bei Amazon und Co. ihr Leben
verschwendende mögliche Ärzte, Ingenieure, Re-
volutionäre in ihren Heimatländern? Und was ist
mit der Verantwortung einer Gesellschaft für sich
selber, wahrzunehmen mittels demokratischer Po-
litik – dafür, dass in ihr die Ungleichheit nicht in
den Himmel wächst; dass wenigstens die zweite
und dritte Generation ihrer eingewanderten Fami-
lien voll am sozialen Leben teilnehmen kann; dass
es eine funktionierende öffentliche Infrastruktur
und menschenwürdigeWohnungen in ausreichen-
der Zahl gibt für alle diejenigen, einheimisch oder
eingewandert, deren private Mittel für ein gutes
Leben nicht reichen? Soll das im Zeitalter der Mi-
gration Schnee von gestern sein? Wenn es das
aber nicht sein und es weiterhin staatliche Verant-
wortung für gesellschaftliche Zustände geben soll,
dann gilt: unbegrenzt geht das nicht, solange die
verfügbaren Mittel nicht auch unbegrenzt sind.
Vielleicht sollte es auch möglich sein, die Sache

aus den Augen derjenigen zu betrachten, von de-
nen unter Androhung des Rassismusvorwurfs ver-
langt wird, dass sie sich einem Leben in offenen
Grenzen als einzig möglichem moralisch einwand-
freiem Leben fügen und jede Einschränkung des
freien Zugangs zu ihrer Welt für, von „Rassis-
mus“ definitionsgemäß freie, Migranten – alle Mi-
granten – moralisch verwerflich finden. Man
kann beobachten, wie Menschen derartige Zumu-
tungen als moralische Herabstufung ihrer selbst
und als Delegitimierung dessen empfinden, was
sie als ihr kulturelles und materielles Kollektivei-
gentum mit aufgebaut haben. Nicht ausgeschlos-
sen, und ebenfalls gut beobachtbar, dass viele be-
reit sind, davon etwas abzugeben – nicht jeder
Nicht-Kosmopolit ist schließlich wie Eribons ent-
setzlicher Vater. Aber man möchte doch wohl
über das Teilen – von was? mit wem? – mitspre-

chen dürfen, anstatt sich von moralisierenden Poli-
tikern, Journalisten, Kirchenfürsten und anderen
bevormunden zu lassen.
Ohnehin gibt es nur ein Recht auf Aus-, nicht

auf Einreise – wohl aber auf Schutz und Hilfe in
Not, wo und wie sie am wirksamsten geleistet wer-
den kann. Wer im Namen eines Nicht-Menschen-
rechts Bürgerrechte für irrelevant erklärt – weil er
keine Nationen mehr kennen will, sondern nur
noch Individuen – der darf sich nicht wundern,
wenn Leute glauben, dass die Verteidigung von
Bürgerrechten einen Kampf gegen Menschenrech-
te erfordere. Und wenn Demokraten nationale De-
mokratie durch globale Migrationsrechte überla-
gert sehen wollen – soll man da überrascht sein,
wenn nationale Nichtdemokraten die Gelegenheit
nutzen, sich als Verteidiger der Demokratie aufzu-
spielen? Den Merkels und Macrons dieser Welt
sind „linke“ Forderungen nach offenen Grenzen
durchaus sympathisch, weil sie die grüne Linke
von der roten abspalten und sie damit in das neoli-
berale Lager hineinziehen. Merkel, die Erdoğan
und den libyschen Warlords viel Geld bezahlt, da-
mit sie die europäischen Außengrenzen dicht ma-
chen, kann deshalb sogar „Obergrenzen“ ableh-
nen und so einen Teil der grünen Willkommens-
fraktion an sich binden – eine machiavellistische
Meisterleistung, mit der sie die AfD als Auffangbe-
cken ehemaliger oder potentieller „roter“ Wähler
ebenso kultiviert wie die Grünen als Ersatz für
eine entlang der Grenzfrage auseinanderfallende
SPD. Eribon, in seinem mit vielen anderen geteil-
ten Verlangen, endlich seine rote Herkunft loszu-
werden, lässt sich erstaunlich leicht dafür einspan-
nen. Ziel ist, nach dem Ende der alten Linken in
der Sackgasse der offenen Grenzen eine neue mo-
ralische statt klassenpolitische Links-rechts-Polari-
sierung mit kosmopolitisch-liberaler, antipopulisti-
scher Hegemonie zu etablieren, deren Verlierer un-
ter Rassismusverdacht gestellt und deshalb poli-
tisch ignoriert werden können.
„Kosmopolitische“ Forderungen nach offenen

Grenzen aktualisieren wie nichts anderes eine in
Jahrzehnten gewachsene Furcht vor einem Ausge-
liefertsein gegenüber der Zufälligkeit nicht nur
von Migrationswellen, sondern auch von unregu-
lierten Märkten für Güter, Dienstleistungen und
Kapital. Während aber der freie Waren- und Kapi-
talverkehr nur schwer menschenrechtlich begründ-
bar ist und sich im Übrigen zunehmend als poli-
tisch nicht nachhaltig herausstellt, wird zur morali-
schen Erzwingung der Entgrenzung, Entnationali-
sierung und damit Entstaatlichung der Welt heute
gern auf die Figur des hilfesuchenden Migranten
zurückgegriffen. Widerstand gegen grenzenlose
Immigration ist dann die tagesaktuelle Form des
Widerstands gegen den Rückzug des Staates aus
seiner wirtschaftlichen und sozialen Schutzfunkti-
on. Wer diesen Widerstand und die Angst, die
ihm zugrunde liegt, der Lega, den Schwedendemo-
kraten oder der AfD überlässt, indem er ihn als
nicht cool abtut oder als rassistisch denunziert, der
öffnet dem politischen Unheil Tür und Tor.
Wenn man an die 1960er und 1970er Jahre zu-

rückdenkt, dann erscheint es eigenartig und be-
zeichnend, wie Migration heute zum Prüfstein lin-
ker Tugend geworden ist. Damals war der Held
nicht der Migrant, der für sich (und vielleicht sei-
ne Familie) „ein besseres Leben“ suchte, sondern
der Revolutionär in seinem Kampf für eine bessere

Gesellschaft – der zu Hause die Überreste
des Kolonialismus, zur Not mit Gewalt, be-
seitigte, um mit dem Aufbau einer Gesell-
schaft der Freien und Gleichen, damals auch
bekannt als Sozialismus, beginnen zu kön-
nen. Patrice Lumumba, Che Guevara, Nel-
son Mandela als Asylsuchende? Inzwischen
haben die Kleptokraten in der ehemaligen
DrittenWelt gelernt, wie man mit Hilfe west-
licher Truppen und Drohnen die Verhältnis-
se „stabil“ hält. Übrigens sind besagte Klepto-
kraten nicht weniger enthusiastische Anhän-
ger offener Grenzen als Eribon einerseits
und die neoliberalen Globalisierer anderer-
seits: Auswanderung nimmt Druck aus den
örtlichen Konflikten und bringt in Gestalt
von Remittenden Geld ins Land, was die
Fortsetzung der Extraktion von Kapital und
Profit in Richtung Schweizer Banken und
westlicher Konzernzentralen komfortabel un-
terstützt.
Erstaunlicherweise ist davon im „linken

Diskurs“ heute so gut wie nichts präsent –
hier geht es allein um eine von der „kosmopo-
litischen“ Subkultur postulierte moralische
Pflicht der Unterschichten der westlichen
Länder (von Steuererhöhungen für Großver-
diener oder Unternehmen ist im Zusammen-
hang von Migration nichts zu hören), durch
„solidarisches Teilen“ die Probleme der in ih-
rer Heimat um ihr Leben gebrachten wan-
dernden Menschen – ja was, zu lösen? Die
Bekämpfung von „Fluchtursachen“ hat man
bekanntlich den Verteidigungsministern
überlassen, die darunter verstehen, den Klep-
tokratenregimen an der kapitalistischen Peri-
pherie ein ewiges Leben und reichlich
Schmiergeld zu versprechen, damit diese ih-
rerseits versprechen (und bei Versprechen
wird es bleiben), den Drang ihrer Bürger
nach Europa zu bremsen.
Können wir uns denn als „Linke“ über-

haupt nicht mehr vorstellen, dass es eigent-
lich unsere Aufgabe wäre, diesen Gesellschaf-
ten zu helfen, statt nur ihren Ausbeutern ei-
nerseits und ihren davonlaufenden Ausgebeu-
teten andererseits, wobei in trauter Arbeitstei-
lung die Hilfe für die einen von unseren Re-
gierungen und die für die anderen von denen
geleistet werden soll, die selber nichts haben?
Was für ein Defätismus! Und was für eine er-
staunliche Übernahme der neoliberalen
Nichtigkeitserklärung staatlich-demokrati-
scher Politik zugunsten globaler Märkte und
kostenloser Moralpredigten – Moralpredig-
ten, die freilich nur allzu leicht in sogenannte
„humanitäre Interventionen“ übergehen, wie
im Irak, in Syrien, in Libyen. Deren Folge
sind dann eben jene Flüchtlingswellen, die
von der Eribon-Linken als Naturereignisse –
Ursache: Klimawandel! – verkauft und für an-
tirassistische Bewährungsproben genutzt wer-
den, während es sich in Wahrheit um nichts
anderes handelt als um Kollateralschäden
postkolonialer Machtsicherungsfeldzüge, zu
denen einem doch etwas mehr einfallen könn-
te als eilfertige Einzelfallbarmherzigkeit.
Der Autor ist Soziologe und Direktor emeritus am Max-Planck-
Institut für Gesellschaftsforschung in Köln. Seine Erwiderung
bezieht sich auf das Interview mit Didier Eribon in der Sonn-
tagszeitung vom 30.9.2018.

Billige Tugend

Veranstaltungen am Stand der F.A.Z.: Sonntag, 14. Oktober 2018

11.00 – 11.30 Uhr Bianca Labitzke im Gespräch mit dem Autor
Jürgen Fuchs, „Willkommen in der Gehirn-WG“

1Ŏ.00 Œ 1Ŏ.Ŏ0 Uhr Patrick Bernau im Gespräch mit dem Autor
Nils Heisterhagen, „Die liberale Illusion.
Warum wir einen linken Realismus brauchen“

1Ŏ.30 Œ 1Ŏ.Ő0 Uhr René Heinen im Gespräch mit dem Autor
Oliver Zils, „Wollt ihr Musik oder was?
Die ganze Geschichte der Rodgau Monotones“

13.30 Œ 13.Ő0 Uhr René Heinen im Gespräch mit dem Comiczeichner
Michael Apitz, „Eintracht Frankfurt – Das Malbuch“

1ŏ.00 Œ 1ŏ.Ŏ0 Uhr Elena Witzeck im Gespräch mit der Autorin
Melanie Mühl, „Mitfühlen. Über eine wichtige
Fähigkeit in unruhigen Zeiten“

1ŏ.30 Œ 1ŏ.Ő0 Uhr Bianca Labitzke im Gespräch mit den Autoren
Lutz Urban und Christian Marx, „David, Emily
und der ganz normale Wahnsinn“

1Ő.00 Œ 1Ő.Ŏ0 Uhr Eva-Maria Magel im Gespräch mit dem Illustrator
Jörg Mühle und der Übersetzerin Ursula Gräfe
zu Megumi Iwasas „Viele Grüße, Deine Giraffe“

1Ő.30 Œ 1Ő.Ő0 Uhr Joachim Müller-Jung im Gespräch mit dem Autor
Klaus Töpfer und den Herausgebern
Jelena Mitsiadis und Manfred Pohl,
„Die Erde als Spielball“

1ő.00 Œ 1ő.Ŏ0 Uhr René Heinen im Gespräch mit den Autoren
Werner D’Inka und Rainer M. Gefeller, „Alles
außer Sex! Essen, Trinken und andere Hobbys“
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Didier Eribon lag mit seiner Kritik an Sahra Wagenknecht in diesem
Feuilleton falsch: Offene Grenzen sind noch keine Politik. Die Linken
brauchen vielmehr einen neuen Internationalismus. Von Wolfgang Streeck
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